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zum Gesetz erhobene Wille eurer Klasse ist, ein Wille, dessen 
Inhalt gegeben ist in den materiellen Lebensbedingungen 
eurer Klasse.“7 Mit Hilfe ihrer politischen Macht, ihres Staa­
tes erklärt die herrschende Bourgeoisie ihren Klassenwillen 
zum, Recht und bringt ihn in die Form, von Rechtsvorschriften. 
Diese staatliche Sanktion verleiht dem bourgeoisen Klassen­
willen' den Anschein, allgemeines gesellschaftliches Interesse 
auszudrücken, dem allgemeinen Wohle zu dienen. Vor allem 
aber macht sie den Klassenwillen dadurch allgemeinverbind­
lich ; seine Befolgung wird staatlich erzwingbar.

Die Erkenntnis, daß das Recht staatlich sanktionierter und 
für allgemeingültig erklärter Wille der herrschenden Klasse 
ist, wandte Marx konsequent auch auf die Menschenrechte an 
und bezeichnete sie deshalb häufig einschränkend als „soge­
nannte Menschenrechte“. Es waren und sind Klassenrechte 
der Bourgeoisie — nicht allgemeine, sondern bürgerliche Men­
schenrechte.8 Die Bourgeoisie hat dies stets beharrlich und 
meist mit Erfolg geleugnet und getarnt; sie hat die Menschen­
rechte als göttliche, angeborene, natürliche oder heilige Rechte 
bezeichnet und damit den Ursprung dieser Rechte in Regio­
nen verlagert, die dem menschlichen Wissen und Verstand 
verschlossen sind. Marx hat diese Flucht in metaphysische 
Räume wiederholt ironisiert9 und jegliche Ewigkeitsansprüche 
von Menschenrechten zurückgewiesen.

Angesichts der Nichtrealisierbarkeit „überirdischer“ bür­
gerlicher Menschenrechte für die Ausgebeuteten forderte Marx 
weitaus bescheidenere, sehr diesseitig begründete wirksame 
Rechte: nämlich, daß die Arbeiter „als Klasse ein Staatsgesetz 
erzwingen (müssen)..., das sie selbst verhindert, durch 
freiwilligen Kontrakt mit dem Kapitel sich und ihr Geschlecht 
in Tod und Sklaverei zu verkaufen... An die Stelle des prunk­
vollen Katalogs der .unveräußerlichen Menschenrechte' tritt 
die bescheidne Magna Charta... eines gesetzlich beschränk­
ten Arbeitstags, die .endlich klar macht, wann die Zeit, die 
der Arbeiter verkauft, endet, und wann die ihm selbst gehö­
rige Zeit beginnt'“.10

Mit Sarkasmus hat Marx den prosaischen Urgrund bloß­
gelegt, der die herrschende Bourgeoisie veranlaßte, uralte 
Menschheitsideale als Menschenrechte zu proklamieren und 
juristisch verbindlich zu verankern: „Die Sphäre der Zirku­
lation oder des Warenaustausches, innerhalb deren Schran­
ken Kauf und Verkauf der Arbeitskraft sich bewegt, war in 
der Tat ein wahres Eden der angebomen Menschenrechte. 
Was allein hier herrscht, ist Freiheit, Gleichheit, Eigentum... 
Freiheit! Denn Käufer und Verkäufer einer Ware, z. B. der 
Arbeitskraft, sind nur durch ihren freien Willen bestimmt. 
Sie kontrahieren als freie, rechtlich ebenbürtige Personen. Der 
Kontrakt ist das Endresultat, wohin sich ihre Willen einen 
gemeinsamen Rechtsausdruck geben. Gleichheit! Denn sie 
beziehen sich nur als Warenbesitzer aufeinander und tauschen 
Äquivalent für Äquivalent. Eigentum! Denn jeder verfügt nur 
über das Seine.“11

Nicht bürgerliche Philanthropie bestimmte die Menschen­
rechte, sondern die neue, kapitalistische Produktions- und 
Ausbeutungsform brachte den formaljuristisch freien, d. h. 
auch freizügigen, den gleichberechtigten, arbeitsvertragsfähi­
gen Lohnarbeiter, der über sein Eigentum, die Arbeitskraft, 
frei verfügen konnte, der frei von den Fesseln der Leibeigen­
schaft war. Anatole France prägte dazu die berühmte Sen­
tenz: „Den Armen liegt es ob, die Reichen in ihrer Macht und 
in ihrem Müßiggang zu erhalten. Dafür dürfen sie arbeiten 
unter der majestätischen Gleichheit des Gesetzes, das Reichen 
wie Armen verbietet, unter Brücken zu schlafen, auf den Stra­
ßen zu betteln und Brot zu stehlefi.“13

Zu keiner Zeit versäumte es die Bourgeoisie, wohlverbor­
gen im Arsenal der Menschenrechte die Grundlagen ihrer 
eigenen Existenz und Herrschaft als geheiligt und unantast­
bar zu siegeln. Schon in der Erklärung der Menschen- und 
Bürgerrechte von 1789 hieß es: „Da das Eigentum ein ge­
heiligtes und unverletzliches Recht ist, so kann niemand des- <■ 
sen beraubt werden.“

Marx deckte das Geheimnis der Mehrwertproduktion durch 
die menschliche Arbeitskraft auf und stellte dabei fest: „glei­
che Exploitation der Arbeitskraft ist das erste Menschenrecht 
des Kapitals“.13 Und Engels resümierte, daß im „idealisierten 
Reich der Bourgeoisie“ als eines der wesentlichsten Menschen­

rechte das bürgerliche Eigentum proklamiert wurde.11 „Das 
Menschenrecht des Privateigentums“, schrieb Marx, „ist also 
das Recht, willkürlich (ä son gre), ohne Beziehung auf andere 
Menschen, unabhängig von der Gesellschaft, sein Vermögen 
zu genießen und über dasselbe zu disponieren, das Recht des 
Eigennutzes.“15

Das Wesen der bürgerlichen Menschenrechte besteht also 
im Schutz des Privateigentums an Produktionsmitteln, in der 
Verewigung der Ausbeutungsverhältnisse. Zugleich ist das 
Privateigentum eine unübersteigbare Schranke für reale Men­
schenrechte, ja, es bewirkt die Zerstörung einzelner Menschen­
rechte, indem es den Eigentumslosen zwingt, sich der Aus­
beutung zu unterwerfen.

Diese Aussagen sind in der Welt des Kapitals heute von 
gleicher Gültigkeit und Aktualität wie vor nunmehr über 
130, Jahren. Aus dem bürgerlichen Menschenrecht auf Privat­
eigentum. folgt bis heute nur eine Konsequenz: Ein Staat, der 
sich ausdrücklich oder faktisch durch seine ökonomischen und 
politischen Machtverhältnisse zum Privateigentum als Men­
schenrecht bekennt, will die daraus notwendig resultierende 
Unfreiheit und Ungleichheit der Nichtbesitzenden, ihre so­
ziale Abhängigkeit und Unsicherheit aufrechterhalten; er ist 
nicht gewillt und fähig, für alle Menschen gleiche Rechte zu 
verwirklichen und zu sichern.

Dennoch sind die bürgerlichen Menschenrechte für die Ar­
beiterklasse und alle anderen Werktätigen in kapitalistischen 
Ländern keineswegs bedeutungslos. Wie die Bourgeoisie mit 
dem für ihre Existenz unentbehrlichen Proletariat ihren eige­
nen Totengräber hervorgebracht hat, so gerät sie auch mit 
den von ihr juristisch fixierten Menschenrechten in Wider­
streit Die Menschenrechte sind ihr einerseits nützlich und 
zeitweise imentbehrlich, um hinter dem Schleier der Gleich­
heit des Gesetzes Ausbeutung und Profitjagd betreiben zu 
können. Andererseits können die Werktätigen und ihre poli­
tischen Organisationen das Recht auf Gleichheit, auf freie 
Meinungsäußerung, auf Koalitions- und Versammlungsfrei­
heit nutzen, um in eng gezogenen Grenzen legal für ihre 
Forderungen und Ziele zu kämpfen. In imperialistischen Staa­
ten offenbart sich hierin der „Antagonismus zwischen dem die 
Demokratie negierenden Imperialismus und den zur Demo­
kratie strebenden Massen“.18

Die Bedeutung der Marxschen Erkenntnisse 
■für die Menschenrechte des Sozialismus

Von den bürgerlichen Menschenrechten unterscheiden sich die 
mit der Errichtung der Diktatur des Proletariats verkünde­
ten neuen, sozialistischen Menschenrechte in ihrem Wesen 
sowie nach Inhalt und Form grundlegend. Bereits die im Ja­
nuar 1918 vom III. Allrussischen Sowjetkongreß bestätigte 
Deklaration der Rechte des werktätigen und ausgebeuteten 
Volkes17 orientierte auf die Schaffung solcher gesellschafts­
politischer und ökonomischer Machtverhältnisse, ohne die es 
keine Freiheit und Gleichheit für die Werktätigen geben kann. 
Sie verkündete die politische Machtausübung durch die So­
wjets der Arbeiter-, Soldaten- und Bauem-Deputierten, die 
Vergesellschaftung des Bodens, die schrittweise Aufhebung 
des Privateigentums an Produktionsmitteln, die Beseitigung 
jeglicher Ausbeutung des Menschen sowie die schonungslose 
Unterdrückung des Widerstandes der gestürzten Ausbeuter­
klasse. Auf dieser Grundlage verbürgte die erste sowjetische 
Verfassung, das Grundgesetz der RSFSR vom Juli 1918, die 
Rechte und Freiheiten des Individuums. Es wurde deutlich 
gemacht, daß Menschenrechte nur dann garantiert werden 
können und auch realisierbar sind, wenn das werktätige Volk 
die politische Macht ausübt und die materiellen Bedingungen 
für die Freiheit des Volkes und jedes einzelnen schafft.

Auch für die Rechte des Menschen im Sozialismus, wie sie 
in den Verfassungen sozialistischer Staaten verankert sind, 
gelten die generellen Erkenntnisse von Marx: Die Rechte sind 
erstens Ausdruck des Willens der herrschenden Klasse, also 
der Arbeiterklasse und ihrer Verbündeten, und werden von 
den materiellen Lebensbedingungen geprägt; sie können zwei­
tens — wie das gesamte Recht — „nie höher sein als die öko­
nomische Gestaltung und dadurch bedingte Kulturentwick­
lung der Gesellschaft“.18


